
aus setz ungen dafür nach den Gesetzen beider Staaten 
gegeben sind (Art. 28 Abs. 3).
Für die Todeserklärung von Angehörigen der Vertrags­
staaten gelten ausschließlich die Gesetze des Staates, 
dem die Person im Zeitpunkt der letzten Nachrichten 
angehört hat. Das gilt auch dann, wenn das Verfahren 
nach Art. 30 Abs. 2 Buchst, a und b von einem Gericht 
des anderen Staates durchgeführt wird (Art. 30 Abs. 3). 
Überhaupt ist für die gesamte Kollisionsregelung die 
starke Betonung des Staatsangehörigkeitsprinzips cha­
rakteristisch.
Beziehungen zwischen Ehegatten (Art. 31 bis 36)
Wie der Vertrag mit der Sozialistischen Republik Ru­
mänien (Art. 22 Abs. 3) enthält auch der Vertrag mit 
der SFRJ (Art. 31 Abs. 1 und 2) eine Vorschrift über die 
bei der Eheschließung zu beachtenden materiellrecht­
lichen Voraussetzungen. Sie bestimmen sich für jeden 
der künftigen Ehegatten nach den Gesetzen des Staates, 
dessen Staatsbürger er ist12. Dazu tritt die Modifikation 
des Abs. 2, wonach unbeschadet der vorhergehenden 
Regel hinsichtlich des Bestehens absoluter Ehehinder­
nisse die Gesetze des Vertragspartners Anwendung fin­
den können, auf dessen Territorium die Ehe geschlossen 
wird. Kein Vertragspartner ist danach verpflichtet, eine 
Eheschließung durchzuführen, wenn dem nach seinen 
Gesetzen zwingende Eheverbote entgegenstehen. Dies 
gilt auch dann, wenn nach Art. 31 Abs. 1 die Ehefähig- 
keit nach dem Recht des anderen Partners zu bestim­
men ist, weil z. B. beide künftigen Ehegatten dessen 
Staatsbürgerschaft besitzen13. Die Form der Eheschlie­
ßung bestimmt sich nach den Gesetzen am Ort der Ehe­
schließung (Art. 31 Abs. 3).
Die kollisionsrechtliche Regelung der persönlichen und 
vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten ent­
spricht den in deft bisherigen Verträgen entwickelten 
Grundsätzen. Bei gemeinschaftlicher Staatsangehörig­
keit gilt das gemeinsame Heimatrecht, bei unterschied­
licher Staatsangehörigkeit das Recht des Vertragspart­
ners, auf dessen Gebiet die Ehegatten ihren gemein­
schaftlichen Wohnsitz haben bzw. gehabt haben 
(Art. 32).
Auch bei der Ehescheidung sind grundsätzlich die Ge­
setze des Vertragspartners maßgebend, dessen Staats­
bürger beide Ehegatten im Zeitpunkt der Erhebung 
der Klage sind (Art. 34 Abs. 2). Bei unterschiedlicher 
Staatsangehörigkeit geht die Regelung einen neuen 
Weg. Die bisherigen Rechtshilfeverträge knüpfen in 
diesem Fall an die lex fori an, d. h., es gilt das Recht 
des angerufenen Gerichts, wobei die Gerichte beider 
Vertragsstaaten nebeneinander zuständig sind14. Im 
Vertrag mit der SFRJ findet eine Kumulation der bei­
den Rechtsordnungen statt. Im Falle einer unterschied­
lichen Staatsangehörigkeit finden die Gesetze beider 
Vertragsstaaten g l e i c h e r m a ß e n  Anwendung. Der 
Grundsatz der Gleichberechtigung der Ehegatten findet 
dahingehend seine konkrete Ausgestaltung, daß eine 
Ehescheidung nur ausgesprochen werden kann, soweit 
dies nach dem Recht beider Vertragsstaaten, d. h. dem 
Heimatrecht jedes der beiden Ehegatten, zulässig ist. 
Anders als bisher ist auch die Regelung der Zuständig­
keit in Ehescheidungssachen. Bei gemeinsamer Staats­
angehörigkeit ist primär das Gericht des Heimatstaates

12 Diese Norm stimmt insoweit mit § 15 Abs. 1 S. 1 EGFGB 
überein.
13 Derartige Eheverbote enthält § 8 FGB. Des weiteren ist bei 
allen Eheschließungen zwischen einem DDR-Bürger und einem 
jugoslawischen Staatsangehörigen § 15 Abs. 1 Satz 2 EGFGB 
zu beachten, der für derartige Eheschließungen eine besondere 
Genehmigung vorsieht.
11 Vgl. Art. 23 des Rechtshilfevertrags mit der Volksrepublik 
Polen, Art. 28 des V irtrags mit der Ungarischen Volksrepublik, 
Art. 23 des Vertrage mit der UdSSR, Art. 24 des Vertrags mit 
der Sozialistischen Republik Rumänien, Art. 24 des Vertrags 
mit der Volksrepublik Bulgarien, Art. 24 des Vertrags mit der 
Volksrepublik Albanien.

zuständig. Wohnen die Ehegatten auf dem Gebiet des 
anderen Vertragspartners, so sind auch dessen Gerichte 
zuständig, wobei jedoch eine Scheidung nur aus­
gesprochen werden darf, soweit dies nach dem Recht 
beider Vertragsstaaten zulässig ist (Art. 35 Abs. 1). Be­
sitzen die Ehegatten eine unterschiedliche Staatsange­
hörigkeit, so ist das Gericht des gemeinschaftlichen 
Wohnsitzes zuständig. Fehlt dieser, so ist das Gericht 
des Vertragspartners zuständig, auf dessen Gebiet der 
verklagte Ehegatte seinen Wohnsitz hat (Art. 35 Abs. 2). 
Die vorstehend genannten Regeln gelten auch für die 
Nichtigkeitserklärung einer Ehe (Art. 36).
Diese Regelung unterstreicht die Achtung der Souve­
ränität beider Vertragspartner. Soweit nach Maßgabe 
der vorgenannten Kollisionsnormen bezüglich der Ehe­
schließung und Eheauflösung das Recht des anderen 
Vertragspartners anzuwenden ist, findet es unter Be­
rücksichtigung und im Rahmen der Grundprinzipien 
des eigenen Rechts Anwendung.

Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern 
(Art. 37 bis 41)
Diese Regelung, die eine Weiterentwicklung der bisheri­
gen Vereinbarungen ist, erfaßt alle Rechtsverhältnisse 
zwischen Eltern und Kindern und überwindet gleich­
zeitig die auch kollisionsrechtlich nicht mehr gerecht­
fertigte Sonderregelung für das außerhalb der Ehe 
geborene Kind. Die Art 37, 38 entsprechen im Ergebnis 
der Regelung der §§ 18, 19 EGFGB. Die Feststellung und 
die Anfechtung der Vaterschaft bestimmt sich für alle 
Kinder nach dem Recht des Vertragspartners, dessen 
Staatsbürgerschaft das Kind mit der Geburt erworben 
hat. Für die übrigen Rechtsverhältnisse zwischen Eltern 
und Kindern, z. B. Unterhalt, Sorgerecht usw., gilt das 
jeweilige Heimatrecht des Kindes. Ein Wechsel der 
Staatsangehörigkeit ist also zu beachten, da sich damit 
in aller Regel auch die Lebertsverhältnisse ändern.
Die Zuständigkeitsregel in Art. 39 legt fest, daß für die 
Entscheidung aller Rechtsverhältnisse zwischen Eltern 
und Kindern sowohl das Gericht des Heimatstaates des 
Kindes als auch das Gericht seines Wohnsitzes oder 
Aufenthalts zuständig ist. Sie ermöglicht damit eine 
Prozeßführung, die den Interessen des Kindes ent­
spricht.
Die Regelung der Annahme an Kindes Statt (Art. 40, 41) 
entspricht im Prinzip den bisherigen Rechtshilfever­
trägen. Abweichend bestimmt lediglich Art. 40 Abs72r- 
daß die Gesetze beider Vertragsstaaten änzuwenden 
sind, falls der Annehmende die Staatsbürgerschaft des 
einen und das Kind die Staatsbürgerschaft des anderen 
Vertragspartners besitzen.

Vormundschaft und Pflegschaft (Art. 42 bis 45)
Diese Normen entsprechen zum großen Teil sogar wört­
lich der Regelung in den bisherigen Verträgen. Die Vor­
aussetzungen für die Anordnung einer Vormundschaft 
oder Pflegschaft bestimmen sich nach dem Heimatrecht 
der betroffenen Person. Die prinzipielle Zuständigkeit 
liegt bei dem Vertragsstaat, dessen Staatsbürgerschaft 
die Person besitzt. Die Zuständigkeit der Organe des 
anderen Staates ist in dringenden Fällen für vorläufige 
Maßnahmen und im Falle der Übertragung der Füh­
rung der Vormundschaft gegeben. In beiden Fällen 
wenden die Organe des anderen Staates ihr Recht an. 
Für das Rechtsverhältnis zwischen Vormund bzw. 
Pfleger und der fürsorgebedürftigen Person ist das 
Recht des Vertragspartners maßgebend, dessen Organ 
den Vormund oder Pfleger bestellt hat.

Nachlaßsachen (Art. 46 bis 61)
Der Grundsatz der Gleichstellung der Angehörigen der 
Vertragspartner garantiert, daß die Bürger des einen 
Vertragsstaates auf dem Territorium des anderen Ver-
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